
DIE NEUORGANISATION
DER FINANZVERWALTUNG
Ab Juli 2020 stellt sich die Finanzverwaltung neu auf: Es wird nur mehr ein Finanzamt 
Österreich geben, das für „normale“ Abgabenverfahren zuständig ist. Ein Finanzamt für 
Großbetriebe ab einem Umsatz von mehr als EUR 10 Millionen, ein Zollamt Österreich, 
der Prüfdienst für lohnabhängige Abgaben und Beiträge sowie ein Amt für Betrugsbe-
kämpfung ergänzen die neue Struktur der Finanzverwaltung.

Jede Organisation muss bestehende Strukturen immer wieder überdenken, um effizi-
ent arbeiten zu können. Somit sollte man die Absicht der Finanzverwaltung, sich neu 
aufzustellen, gut heißen. Unser Berufsstand hofft allerdings, dass es sich nicht nur um 
Kosten- und Personaleinsparungen handelt. Das Ziel sollte vielmehr ein am „Kunden“ 
orientiertes Arbeiten sein.

Wir haben prinzipiell eine gute Gesprächsbasis mit der Finanz. Unser Bestreben ist es, 
auch künftig noch Ansprechpartner greifbar zu haben, um im Sinne einer Verwaltungs-
vereinfachung Verfahren beschleunigen zu können. Eine Verteilung der Arbeit über ganz 
Österreich mag kostensparend sein. Was aber nicht dazu führen darf, dass sich jedes 
Jahr ein anderer Finanzbeamter in den Akt neu einlesen muss. 

Ebenso ist der Fachbereich der Finanzverwaltung für unseren fachlichen Austausch 
wichtig. Es wäre schön, wenn dies auch künftig möglich wäre. So könnte man auch in 
Zukunft vermeiden, wegen jeder unterschiedlichen Rechtsauffassung ins Rechtsmittel-
verfahren gehen zu müssen. 

Pflicht zur Teilnahme 
an der E-Zustellung ab 
1.1.2020

–
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Im Zeitalter der Digitalisierung soll auch die elektronische Kommunikation zwischen Behörden 
und Unternehmern weiter ausgebaut werden. Unternehmer sind – von bestimmten Ausnah-
men abgesehen – mit 1.1.2020 verpflichtet, an der elektronischen Zustellung teilzunehmen.

Unternehmer, die die Möglichkeit der elektronischen Zustellung noch nicht einge-
richtet haben, sollten diese Voraussetzungen rasch schaffen. Zusätzlich sollten die in-
ternen Arbeitsabläufe angepasst werden, damit eine Bearbeitung der elektronischen 
Zustellung von Behörden gewährleistet wird.

Wer Unternehmer ist, definiert in diesem Zusammenhang das Bundesstatistikgesetz: 
Alle natürlichen Personen (z. B. freie Dienstnehmer, freiberuflich Tätige), juristischen 
Personen, Personengesellschaften, Personengemeinschaften und Personenvereini-
gungen mit Wohnsitz, gewöhnlichem Aufenthalt, Sitz oder Geschäftsleitung in Öster-
reich, die der Allgemeinheit oder einem bestimmten Personenkreis Waren, Werk- und 
Dienstleistungen gegen Entgelt anbieten oder im Allgemeininteresse liegenden Auf-
gaben erfüllen oder Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, selbstständiger Arbeit, 
Gewerbebetrieb oder Vermietung und Verpachtung erzielen.

Unzumutbarkeit der E-Zustellung
Die Teilnahme an der elektronischen Zustellung ist unzumutbar, wenn das Unter-
nehmen nicht über die dazu erforderlichen technischen Voraussetzungen oder über 
keinen Internet-Anschluss verfügt. Die erforderliche technische Voraussetzung fehlt 
etwa, wenn keine internetfähige Hardware im Unternehmen verfügbar ist. 

Widerspruchsmöglichkeit
Unternehmen, die wegen Unterschreiten der Umsatzgrenze von EUR 35.000,00 nicht 
zur Abgabe von Umsatzsteuervoranmeldungen verpflichtet sind, können der elektro-
nischen Zustellung widersprechen. Der Widerspruch erfolgt grundsätzlich durch die Ab-
meldung des Unternehmens vom Teilnehmerverzeichnis und somit der elektronischen 
Zustellung. Diese Unternehmer werden wie bisher auf dem Postweg kontaktiert.

Welche Schritte für die Empfangsbereit-
schaft für elektronische Schriftstücke im 
Einzelfall zu setzen sind, ist davon abhän-
gig, ob bzw. welche Vorarbeiten schon in 
Bezug auf die elektronische Zustellung 
in FinanzOnline bzw. im Unternehmens-
serviceportal (USP) geleistet wurden. 
Im Wesentlichen hat eine Registrierung 
beim USP zu erfolgen. Wurden sämtliche 
notwendigen Schritte vollständig umge-
setzt, erhalten Sie künftig bei Einlangen 
eines elektronischen Dokuments eine 
Verständigung per E-Mail oder SMS, dass 
ein Dokument zur Abholung bereit liegt. 
Danach können Sie die E-Zustellung über 
das elektronische Postfach „Mein Post-
korb“ abholen.

>  Hinweis:

Erledigungen der Finanzbehörde gemäß 
der Bundesabgabenordnung werden 
weiterhin in FinanzOnline zugestellt 
und zusätzlich zur Information über 
„Mein Postkorb“ angezeigt. Unterneh-
mer sollen somit Maßnahmen setzen, 
damit sie spätestens ab 1.1.2020 für 
elektronische Schriftstücke empfangs-
bereit sind. Andernfalls könnten sich 
nachteilige Konsequenzen ergeben.

PFLICHT ZUR TEILNAHME AN DER E-ZUSTELLUNG AB 1.1.2020

Sowohl im Bereich der Finanzverwaltung 
als auch im Bereich der Sozialversicherung 
wurden völlig neue Organisationsstruk-
turen beschlossen, die 2020 in Kraft tre-
ten. Für den einzelnen Steuerpflichtigen 
sollen sich dadurch Verbesserungen im all-
täglichen Behördenkontakt ergeben und 
die Verfahren beschleunigt werden.

Finanzverwaltung
Derzeit gibt es in Österreich 40 Finan-
zämter und neun Zollämter sowie besonde-
re Organisationseinheiten wie Steuer- und 
Zollkoordination, Großbetriebsprüfung, Fi-
nanzpolizei und Steuerfahndung.

Ab 1.7.2020 wird diese Struktur völlig neu 
aufgestellt. Durch die Novellierung besteht 
die Bundesfinanzverwaltung dann aus:

1. den Bundes-Abgabenbehörden, nämlich

•  dem Bundesministerium für Finanzen, 
•  dem Finanzamt Österreich, 
•  dem Finanzamt für Großbetriebe und 
•  dem Zollamt Österreich,

2. dem Amt für Betrugsbekämpfung und

3. dem Prüfdienst für lohnabhängige
Abgaben und Beiträge

Das Finanzamt Österreich hat eine um-
fassende Zuständigkeit für alle Aufga-
ben, die nicht einer anderen Abgaben-
behörde übertragen sind. Das betrifft 
alle mit der Erhebung von Abgaben (z. B. 
ESt, USt, KöSt, aber auch Gebühren und 
Verkehrssteuern, Einheitsbewertung) zu-
sammenhängenden Aufgaben. Die Orga-
nisationseinheiten der bisherigen Finanz- 
ämter werden künftig als Dienststellen 
des Finanzamtes Österreich fungieren. 
Da die örtliche Zuständigkeit aufgrund 
des einheitlichen Finanzamtes Österreich  
wegfällt, können zukünftig Anträge oder 
Steuererklärungen bei jeder beliebigen 
Dienststelle eingereicht werden.

Für große Unternehmen (Umsatzschwelle 
von EUR 10 Mio., Banken/Versicherungen, 
Privatstiftungen etc.) ist künftig das neue 
Finanzamt für Großbetriebe zuständig. 
Das Amt für Betrugsbekämpfung wird 
österreichweit für das gesamte Bundes-
gebiet tätig werden und umfasst die 
Geschäftsbereiche Finanzstrafsachen, 
Finanzpolizei, Steuerfahndung und Zen-
tralstelle Internationale Zusammenarbeit.

Sozialversicherung

In der Sozialversicherung wirkt sich be-
reits ab 1.1.2020 eine Änderung in der 
Organisation aus: die neue Österrei-
chische Gesundheitskasse (ÖGK) ist die 
Krankenversicherung für alle Personen, 
die bisher bei einer der neun Gebiets-
krankenkassen versichert waren. Da-
rüber hinaus sind zukünftig auch die 
Versicherten der bisherigen Betriebs-
krankenkassen (mit Ausnahme der 
Betriebskrankenkasse der Wiener Ver-
kehrsbetriebe) bei der ÖGK versichert.

Die Umstellung erfolgt automatisch 
und gilt auch für mitversicherte Ange-
hörige. Die Versicherten können wie 
gewohnt mit ihrer e-card zu ihrem Ver-
tragsarzt gehen. Für Dienstgeber wer-
den künftig österreichweit einheitliche 
Standards geschaffen, damit Dienstge-
ber alle wesentlichen Informationen aus 
einer Hand erhalten. Zu diesem Zweck 
wird etwa für bundeslandübergreifende 
Dienstgeber ein Single Point of Contact 
(SPOC) als Ansprechstelle eingerichtet.

NEUE FINANZAMTS- UND SOZIALVERSICHERUNGS-ORGANISATION AB 2020
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Bei der Werbeabgabe wurden Vorteile für Unternehmen beschlossen, deren werbeabga-
benpflichtige Entgelte EUR 10.000,00 pro Jahr nicht übersteigen. Unternehmen, deren 
werbeabgabenpflichtige Umsätze diesen Wert insbesondere unterjährig übersteigen, 
müssen hingegen mit einem höheren Verwaltungsaufwand rechnen.

Der Werbeabgabe unterliegen Werbeleistungen, soweit sie im Inland gegen Entgelt 
erbracht werden. Die Bemessungsgrundlage der Werbeabgabe ist das umsatzsteuer-
rechtliche Entgelt, das dem Auftraggeber in Rechnung gestellt wird. Die Abgabe be-
trägt 5 % der Bemessungsgrundlage. Grundsätzlich sind alle Werbeleister zur Abfuhr 
der Werbeabgabe verpflichtet,  auch Vereine sind werbeabgabenpflichtig (hier gibt es 
aber bestimmte Ausnahmen).

Als Werbeleistungen gelten:

1. die Veröffentlichung von Werbeeinschaltungen in Druckwerken im Sinne des Mediengesetzes, 

2. die Veröffentlichung von Werbeeinschaltungen in Hörfunk und Fernsehen sowie 

3. die Duldung der Benützung von Flächen und Räumen zur Verbreitung von Werbebotschaften.

Nicht der Werbeabgabe unterliegt die Werbung im Internet. Allerdings werden Online- 
werbeleistungen ab 1.1.2020 aufgrund des neuen Digitalsteuergesetzes 2020 mit 5 % 
Digitalsteuer belastet.

Der Unternehmer hat die Werbeabgabe selbst zu berechnen und bis zum 15. des 
zweitfolgenden Monats nach Entstehen des Abgabenanspruches zu entrichten, wobei 
bisher nur Beträge unter EUR 50,00 nicht abzuführen waren.

Ab 1.1.2020 muss eine monatliche Entrichtung der Werbeabgabe erst erfolgen, wenn 
die Summe der abgabepflichtigen Entgelte im Veranlagungszeitraum (Kalenderjahr 

Mit einem Leistungserbringer kann ver-
einbart werden, dass lediglich der Netto- 
betrag direkt beglichen wird, der Umsatz-
steuerbetrag hingegen durch Überrech-
nung des Vorsteuerguthabens auf das 
Steuerkonto des Leistungserbringers be-
zahlt wird.

Erbringt ein Unternehmer im Inland 
gegen Entgelt im Rahmen seines Unter-
nehmens eine umsatzsteuerpflichtige 
Lieferung oder sonstige Leistung, so hat 
der leistungserbringende Unternehmer 
die Umsatzsteuer an das zuständige 
Finanzamt abzuführen. Der Leistungs-
empfänger hat in einem ersten Schritt 
den Rechnungsbetrag inklusive Um-
satzsteuer zu bezahlen. Handelt es sich 
beim Leistungsempfänger ebenfalls um 
einen Unternehmer, so kann sich dieser 
in weiterer Folge den in Rechnung ge-
stellten Umsatzsteuerbetrag jedoch als 
Vorsteuer vom Finanzamt zurückholen.

Im Bereich der Umsatzsteuer ist für 
das Entstehen der Umsatzsteuerschuld 
im Regelfall der Zeitpunkt der Leistung 
relevant (sog. Soll-Besteuerung). Die 
Umsatzsteuerschuld entsteht mit Ab-

oder Wirtschaftsjahr) EUR 10.000,00 er-
reicht. Wird diese Freigrenze unterjährig 
überschritten, ist die Entrichtung der 
Werbeabgabe für vorangegangene Mo-
nate nachzuholen.

Die werbeabgabepflichtigen Entgelte 
sind stets evident zu halten, um das 
Überschreiten der Freigrenze überprü-
fen zu können. 

>  Tipp:

Es sollte von Beginn an Werbeabgabe an 
den Kunden einkalkuliert werden, auch 
wenn diese wegen Unterschreitens der 
Jahresgrenze schlussendlich nicht an 
das Finanzamt abgeführt werden muss.

Jahres-Veranlagung
Drei Monate nach Ablauf des Wirt-
schaftsjahres hat der Unternehmer auf 
elektronischem Wege eine Jahresabga-
benerklärung für das vorangegangene 
Jahr zu übermitteln. Solange in einem 
Veranlagungszeitraum die Summe der 
abgabepflichtigen Entgelte für Werbelei-
stungen den Betrag von EUR 10.000,00 
nicht übersteigt, sind diese Werbelei-
stungen von der Werbeabgabe befreit 
und es entfällt die Verpflichtung zur Ein-
reichung einer Jahresabgabenerklärung.

lauf des Kalendermonats, in dem die 
Leistung ausgeführt worden ist. Bei erst 
späterer Rechnungslegung verschiebt 
sich der Entstehungszeitpunkt der Steu-
erschuld um höchstens einen Monat. 
Die Fälligkeit tritt mit dem 15. des auf 
die Entstehung der Umsatzsteuerschuld 
zweitfolgenden Monats ein. Dem Lei-
stungsempfänger steht der Vorsteuer-
abzug in weiterer Folge dann zu, wenn 
die Leistung erbracht wurde und eine 
Rechnung mit Umsatzsteuer vorliegt.

Antrag auf Überrechnung eines 
Vorsteuerguthabens

Ist nach allgemeinen umsatzsteuer-
lichen Grundsätzen die Steuerschuld ent-
standen, kann der Steuerschuldner seine 
Abgabenschuld auch dadurch entrich-
ten, dass er sich selbst eine Abgabengut-
schrift von einem anderen Konto über-
trägt oder sich eine Abgabengutschrift 
von einem Dritten überrechnen lässt.

Für den Fall der Verrechnung der Um-
satzsteuer in der Unternehmerkette 
bedeutet dies, dass der zum Vorsteuer-
abzug berechtigte Leistungsempfänger 

unter bestimmten Umständen auf An-
trag sein etwaiges Vorsteuerguthaben 
auf das Steuerkonto des umsatzsteuer-
schuldenden Leistungserbringers über-
rechnen kann. Mit dem Leitungserbrin-
ger wird somit vereinbart, dass lediglich 
der Nettobetrag direkt beglichen wird, 
der Umsatzsteuerbetrag wird hinge-
gen durch Überrechnung des Vorsteu-
erguthabens auf das Steuerkonto des 
Leistungserbringers bezahlt. Bei größe-
ren Rechnungsbeträgen, wie etwa im 
Rahmen des (Ver)Kaufs einer Immobi-
lie, kann der Käufer dadurch teilweise 
erhebliche Liquiditätsvorteile lukrieren 
und damit z. B. Fremdfinanzierungsko-
sten senken, da er nur den Nettobetrag 
finanzieren muss.

>  Hinweis:

Aus Sicht des umsatzsteuerpflichtigen 
Leistungserbringers (Verkäufers) ist je-
doch darauf zu achten, dass der vorsteu-
erabzugsberechtigte Leistungsempfän-
ger (Käufer) den Überrechnungsantrag 
in korrekter Höhe und vor allem frist-
gerecht stellt. Andernfalls kann es zu 
Säumnisfolgen kommen.

ÄNDERUNGEN BEI DER WERBEABGABE AB 1.1.2020

ÜBERRECHNUNG VON VORSTEUER-GUTHABEN – LIQUIDITÄTSVORTEILE NUTZEN

Im Wandel der Zeit gut beraten.



	  2020	  2019

Höchstbeitragsgrundlage

täglich

monatlich

(laufender Bezug)

monatlich

für freie Dienstnehmer

(ohne Sonderzahlung)

jährlich für

Sonderzahlungen

(echte und freie

 Dienstnehmer)

179,00

5.370,00

6.265,00

10.740,00

174,00

5.220,00

6.090,00

10.440,00

Geringfügigkeitsgrenze

monatlich 460,66 446,81

Grenzwert für

pauschalierte

Dienstgeberabgabe* 690,99 670,22

Sozial-
versicherungswerte
2020 betragen voraussichtlich (in EUR):

*) für geringfügig Beschäftigte

Erfreulich ist, dass ab 1.1.2020 die Auflösungs-
abgabe, die bei Beendigung eines Dienstverhält-
nisses durch den Arbeitgeber angefallen ist, 
wegfällt.

ECA-INTERN

Beratertag in Altenmarkt
Im Dezember fand unser ECA-Beratertag in Altenmarkt statt. 
Ein interessanter Vortrag von Herrn DDr. Klaus Wiedermann 
informierte uns über Steueroptimierungen bei Liegenschaf-
ten. Viele Gestaltungsmöglichkeiten konnten so von uns aus-
führlich diskutiert werden.

Abgerundet wurde unser Treffen mit der schon traditionellen 
Weihnachtsfeier bei wundervollem Essen und netten Gesprä-
chen.

Die versammelten ECA-Partner am 2. Dezember 2019 im Hotel Scheffer, Altenmarkt.
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www.eca.at  –  Über 20 Standorte vom Bodensee bis zum Neusiedlersee.

> www.eca.at

Den ECA Monat finden Sie auch online auf unserer
Homepage und Beiträge zu weiteren Themen auf
unserer facebook-Seite /ECA.Beratergruppe
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